
Beschluss  

 

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Geschäftsordnung (GO) 
und Verfahrensordnung (VerfO): 
Bürokratiekostenermittlung 

Vom 21. Juni 2012 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 21. Juni 2012 beschlossen, 
die Geschäftsordnung (GO) in der Fassung vom 17. Juli 2008 (BAnz. S. 3256), zuletzt geän-
dert am [T. Monat JJJJ] (BAnz. [S. XX XXX]) und die Verfahrensordnung (VerfO) in der Fas-
sung vom 18. Dezember 2008 (BAnz. 2009 Nr. 84a (Beilage)), zuletzt geändert am [T. Monat 
JJJJ] (BAnz. [S. XX XXX]) wie folgt zu ändern: 

 

I. Abschnitt E der Geschäftsordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 22 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „ist“ durch die Wörter „sowie die Stabsstelle 
Bürokratiekostenermittlung sind“ ersetzt. 

2. Nach § 23 wird der folgende § 23a eingefügt: 

„§ 23a Aufgaben der Stabsstelle Bürokratiekostenermittlung 
1Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 91 Absatz 10 SGB V wird eine eigenständige 
Stabsstelle Bürokratiekostenermittlung errichtet, die unmittelbar der Geschäftsfüh-
rung zugeordnet ist und die den Gemeinsamen Bundesausschuss bei der Durchfüh-
rung der Bürokratiekostenermittlung organisatorisch und inhaltlich unterstützt. 2Die 
Stabsstelle Bürokratiekostenermittlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Hinwirken auf bürokratiearme Vorgaben zur Umsetzung der Beschlüsse des 
Gemeinsamen Bundesausschusses und Unterstützung der Gremien bei dem 
Bürokratiekostenabbau, 

2. Gewährleistung einer im Gemeinsamen Bundesausschuss einheitlichen 
und sachgerechten Methodenanwendung bei der Bürokratiekostenermittlung 
nach § 91 Absatz 10 SGB V unter Beachtung der Anlage II des 1. Kapitels der 
Verfahrensordnung,  

3. Methodische Unterstützung der Geschäftsführung sowie der Mitglieder der 
Unterausschüsse und deren Arbeitsgruppen bei der Ermittlung der 
Bürokratiekosten, 

4. Einbeziehung des Nationalen Normenkontrollrates zur Klärung grundsätzli-
cher methodischer Fragen, 

5. Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt insbesondere im Hin-
blick auf die dem Gemeinsamen Bundesausschuss vom Statistischen Bun-
desamt zur Verfügung gestellten Datenbank, 

6. Pflege der zentralen Datenbank, in der alle Beschlüsse mit den dafür ermit-
telten Bürokratiekosten erfasst werden, 
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7. Regelmäßige Überprüfung der angewandten methodischen Grundlagen zur 
Bürokratiekostenermittlung und 

8. Erstellung eines jährlichen Berichts über den aktuellen Stand zur Vermei-
dung von unnötiger Bürokratie zur Vorstellung im Plenum des Gemeinsamen 
Bundesausschusses.“ 

3. In § 24 Absatz 2 Satz 1 wird nach den Wörtern „oder der Geschäftsführer“ die An-
gabe „, die Stabsstelle Bürokratiekostenermittlung“ ergänzt. 

 

II. Im 1. Kapitel der Verfahrensordnung wird nach § 5 folgender § 5a eingefügt: 

 „§ 5a Verfahren der Bürokratiekostenermittlung 

 (1) 1Der Gemeinsame Bundesausschuss ermittelt die infolge seiner Beschlüsse 
zu erwartenden Bürokratiekosten im Sinne des § 2 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrats und stellt diese in den jeweiligen 
Beschlussunterlagen (Tragende Gründe und Zusammenfassende Dokumentation) 
nachvollziehbar dar. 2Bei der Ermittlung der Bürokratiekosten ist die Methodik nach 
§ 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrats 
anzuwenden; der jeweils aktuelle Leitfaden für die Ex-ante Abschätzung der 
Bürokratiekosten nach dem Standardkosten-Modell (SKM) sowie das Methoden-
handbuch der Bundesregierung sind der Bürokratiekostenermittlung in entspre-
chender Anwendung zu Grunde zu legen. ³Regelungen zum Ablauf und den me-
thodischen Grundlagen der Bürokratiekostenermittlung im Gemeinsamen Bundes-
ausschuss finden sich in der Anlage II. 4Die Stabsstelle Bürokratiekostenermittlung 
trägt Fragen von übergreifender methodischer Bedeutung in die Arbeitsgruppe 
Geschäftsordnung-Verfahrensordnung und diese werden dort bei Bedarf unter 
Hinzuziehung des Statistischen Bundesamtes und des Nationalen Normenkontroll-
rates beraten. 5Der Gemeinsame Bundesausschuss überprüft regelmäßig, erstma-
lig 2 Jahre nach Inkrafttreten, die in der Anlage II festgehaltenen methodischen 
Grundlagen auf Veränderungs- bzw. Anpassungsbedarf (z.B. im Hinblick auf den 
Kreis der Normadressaten, auf Ergänzung neuer Standardaktivitäten, Zeitwerte 
oder Anpassungen der Excel-Tabelle des Statistischen Bundesamtes).  

 

 (2) 1Der Gemeinsame Bundesausschuss kann bei einzelnen Beschlüssen seine 
Bürokratiekostenermittlung mittels externen Gutachtens in einem Ex-post-
Verfahren überprüfen lassen, um die Qualität der Ex-ante-Schätzung zu bewerten; 
der Zeitpunkt für eine solche Ex-post-Ermittlung soll bereits im jeweiligen Be-
schluss festgelegt werden, kann jedoch auch nachträglich erfolgen. 2Der Gemein-
same Bundesausschuss kann im Bedarfsfall externe unabhängige Gutachten zur 
Bürokratiekostenermittlung einholen.“ 
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III. Nach Anlage I am Ende des 1. Kapitels der Verfahrensordnung wird folgende Anlage II 
angefügt: 

„Anlage II zum 1. Kapitel: Regelungen zum Ablauf und den methodischen 
Grundlagen der Bürokratiekostenermittlung 
 

 Prozessschritt Prozessbeschreibung 

1.
 

A
na

ly
se

 

1.1 Festlegung des 
Untersuchungsbereichs 

• Bürokratiekosten im Sinne der Verfahrensordnung sind 
solche, die natürlichen oder juristischen Personen z. B. 
Leistungserbringern, -empfängern, Kostenträgern oder 
Sonstigen durch Informationspflichten entstehen.  

• Bürokratiekosten werden für alle Beschlüsse, die Infor-
mationspflichten neu begründen, ändern oder abschaf-
fen mittels Ex-ante-Abschätzung ermittelt. 

• Zu betrachtende Normadressaten sind zunächst die 
Leistungserbringer. 

1.2 Identifikation von In-
formationspflichten 

 

• Informationspflichten sind auf Grund von Beschlüssen 
des Gemeinsamen Bundesausschusses bestehende 
Verpflichtungen, Daten und sonstige Informationen für 
Behörden oder Dritte zu beschaffen, verfügbar zu halten 
oder zu übermitteln. 

• In den Beschlussentwürfen werden neue, geänderte 
oder abgeschaffte Informationspflichten identifiziert. 

• Es werden für alle durch die Regelungen des Gemein-
samen Bundesausschusses entstehenden Informati-
onspflichten die hierdurch anfallenden Bürokratiekosten 
im Rahmen der Ex-ante-Abschätzung erhoben und dar-
gestellt.   

Die Ermittlung der sog. Sowiesokosten orientiert sich 
am Methodenhandbuch der Bundesregierung zur Ein-
führung des Standard-Kosten-Modells. In Anlehnung an 
die hier festgelegte Vorgehensweise werden diese Kos-
ten nicht grundsätzlich aus der Berechnung der 
Bürokratiekosten ausgeklammert. 

Ohnehin bestehende Dokumentationsverpflichtungen 
der Leistungserbringer sind keine durch den Gemein-
samen Bundesausschuss entstehende Informations-
pflichten. 

• Nachgelagerte Informationspflichten sind Informations-
pflichten, die nicht unmittelbar in einer Regelung des 
Gemeinsamen Bundesausschusses enthalten sind, sich 
aber infolge einer Regelung des Gemeinsamen Bun-
desausschusses in nachgelagerten Regulierungsebe-
nen ergeben (z. B. Qualitätssicherungsvereinbarungen 
nach § 135 Abs. 2 SGB V). Soweit auf nachgelagerten 
Ebenen ausgelöste Informationspflichten zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung absehbar sind, werden diese bei 
der Ex-ante-Abschätzung berücksichtigt. Wenn sie nicht 
berücksichtigt werden können, ist dies in den Tragen-
den Gründen zu begründen und  Hinweise auf mögliche 
in nachgelagerten Regulierungsebenen entstehende In-
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 Prozessschritt Prozessbeschreibung 

formationspflichten anzugeben. 

• Wegfallende Informationspflichten werden bei der Ex-
ante-Abschätzung in derselben Weise berücksichtigt 
wie neu hinzukommende. 

1.3 Ermittlung und Fest-
legung von Standardpro-
zessen 

Normadressaten und Tätigkeiten der Normadressaten zur 
Erfüllung der Informationspflichten sind in Form von Stan-
dardprozessen zu identifizieren und anhand der 16 Stan-
dardaktivitäten der Zeitwerttabelle des Statistischen Bun-
desamtes aufzuschlüsseln. Bei Bedarf kann dieser Pro-
zessschritt mit externer Unterstützung erfolgen. 

2.
 

Er
he

bu
ng

 

2.1 Festlegung der Tarife  In Anlehnung an das Bundesgesetzgebungsverfahren wer-
den einheitliche, nicht nach Versorgungssektor differenzie-
rende Tarifparameter ohne Gemeinkosten zugrunde gelegt 
(Tarifparameter für den Gesundheitsbereich, Wirtschafts-
zweig Q 86 Gesundheitswesen in der jeweils aktuellen 
Fassung). Dies sichert die Vergleichbarkeit der geschätzten 
Bürokratiekosten der Normsetzung des Gemeinsamen 
Bundesausschusses und des Bundesgesetzgebers.  

Im begründeten Einzelfällen kann von diesen Tarifvorgaben 
abgewichen werden. 

2.2 Ermittlung der Häu-
figkeitsparameter 

• Die Mengenkomponente Q ergibt sich aus der Anzahl 
der betroffenen Normadressaten (N) und der jährlichen 
Frequenz (F), mit der diese der Informationspflicht 
nachkommen. 

2.3 Ermittlung der Zeit-
werte für die Komplexität 
der Informationspflicht 
sowie ggf. Berücksichti-
gung zusätzlicher Kosten 

• Es erfolgt eine Abschätzung der für die einzelnen Infor-
mationspflichten bzw. Datenanforderungen anfallenden 
Zeitwerte. Die Abschätzung orientiert sich an der jeweils 
gültigen Zeitwerttabelle. Bei Bedarf kann dieser Pro-
zessschritt mit externer Unterstützung insbesondere von 
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 Prozessschritt Prozessbeschreibung 

Seiten des Normenkontrollrates erfolgen. 

• Neben dem Zeitaufwand können zur Befolgung von 
Informationspflichten Zusatzkosten anfallen. Hierzu zäh-
len Anschaffungskosten (beispielsweise Kosten für 
Software, die zur Befolgung einer Informationspflicht 
angeschafft werden muss), externe Kosten (sofern die-
se nicht nach Stunden abgerechnet und damit wie in 2.1 
beschrieben berechnet werden können) und sonstige 
Kosten (z.B. für Porto oder Kopien). Hierbei sind aus-
schließlich die Mehrkosten, welche von der Regelung 
verursacht wurden, zu berücksichtigen, z.B. die durch 
die Erweiterung der Software um die auf die Informati-
onspflicht bezogene Funktionalität anfallen. 

• Einmalige Kosten (z.B. Anschaffungskosten) werden 
entsprechend dem Methodenhandbuch der Bundesre-
gierung berücksichtigt.  

• Laufende jährliche Kosten werden im Rahmen der 
Zusatzkosten in Euro pro Fall angegeben. Hierbei 
müssen ggf. Abschreibungsfristen sowie die Neuan-
schaffung berücksichtigt werden.  

3.
 

A
us

w
er

tu
ng

 
 

3.1 Berechnung der 
Bürokratiekosten  
 
 
 

• Berechnung nach vorgegebener Formel  
Bürokratiekosten =  
 
P Kosten pro Verwaltungstätigkeit (H Zeit x T Tarif + Z 
Zusatzkosten pro Fall)  
 
x  
 
Q jährliche Anzahl der Verwaltungstätigkeit (N Anzahl 
der Normadressaten x F Häufigkeit)  
 
+ 
 
A einmalige Anschaffungskosten x N Anzahl der Norm-
adressaten 

 
• Analyse der Daten, Diskussion möglicher Vereinfa-

chungsvorschläge 

• Bei Bedarf Änderung des Beschlussentwurfes und Neu-
ermittlung der Bürokratiekosten 

3.2 Darstellung der Er-
gebnisse 

• Ausführliche und nachvollziehbare Darstellung des Vor-
gehens und der Berechnung der 
Bürokratiekostenermittlung in der themenspezifischen 
„Zusammenfassende Dokumentation“ (ZD) 

• Kurzzusammenfassung in den „Tragenden Gründen“ 
des jeweiligen Beschlusses“ 
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IV. Die Änderungen der Geschäftsordnung und Verfahrensordnung treten am Tag nach Ge-
nehmigung des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) in Kraft. 

 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf der Internetseite des Gemeinsa-
men Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 21. Juni 2012 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hess 
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